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In diesem Beitrag werden ausgewählte Intentionale Gemeinschaften des Kommuja-Netzwerks in
den  Blick  genommen.  Einige  dieser  Gemeinschaften,  die  sich  selbst  als  politische  Kommunen
bezeichnen, können als  eine radikale,  da personenzentrierte  Praxis  des Commonings verstanden
werden. Individuelle Ökonomien werden in diesen Kommunen aufgelöst – d.h. Kommunard*innen
dieser Kommunen versuchen die Institution des Privateigentums zwischen sich aufzulösen. Über
die Frage danach, wie Verfügung über und Verhalten zur Ökonomie legitim begründet wird, wird
hier  eine  analytische  Perspektive  entwickelt  und  entlang  dieser  die  Selbst-Regulation  der
kommunitären  Ökonomien  dieser  Kommunen  diskutiert.  Auf  der  Grundlage  von
(auto-)ethnographischen  Notizen  und  Interviews  argumentiere  ich  dabei,  dass  der  Modus  der
Begründungsaufforderung  der  mikrokommunistischen  Praktiken  dieser  Kommunen  tendenziell
grenzziehungs-  und identitätskritisch  wirkt.  Die  Praktiken dieser  Kommunen und ihre  Subjekte
weisen  damit  einerseits  über  die  imperialen  Modi  der  Privateigentumsökonomie  hinaus.




„In attempting to dispose and depropriate contemporary subjects of ownership who remain
embedded in imperial circuits of accumulation the challenge before us becomes nothing less than a
radical unsettling of a social contract based on appropriation and the desire to possess.”
Brenna Bhandar (2018b, #00:14:29#)
Grenzziehungen durch Privateigentum sind allgegenwärtig und in höchstem Maße – und zwar
auf globalem Maßstab – normalisiert. Von materiellen Infrastrukturen wie Zäunen und Hecken, über
soziale  Techniken  wie  Karten  und  Konten,  bis  zu  sprachlichen  Vermittlungen  wie  den  viel
gebräuchlichen  Possesivpronomina  „meins“  und  „deins“,  die  Idee  des  Privateigentums  ist
omnipräsent.  Sie  hat  sich  seit  dem  europäischen  Mittelalter  zu  einem  umfassenden
gesellschaftlichen Dispositiv entwickelt, das alltägliche Praktiken, trans-, inter-, und intrapersonale
Subjektverhältnisse,  sowie materielle Infrastrukturen grundlegend durchdringt und kontinuierlich
performativ-praktisch  in  diesen reproduziert  wird  (Bhandar  2018a;  Blomley 2014;  Loick  2016;
Moreton-Robinson 2015). Konsequenterweise wird das Rechtsinstitut des Privateigentums von den
meisten Menschen als Naturtatsache oder mindestens als absolut notwendige Einrichtung moderner
gesellschaftlicher Organisation begriffen. Selbst die meisten Menschen, die kein (nennenswertes)
Eigentum besitzen, mögen die Tatsache ihrer (Eigentums-)Armut zwar als ungerecht empfinden und
in  Bahnen  des  zivilgesellschaftlichen  Gehorsams  (z.B.  auf  Demonstrationen  oder  in  der
Parteienpolitik)  und  Ungehorsams  (z.B.  bei  Besetzungen  von  Häusern  oder  Wäldern),  eine
Umverteilung  von  Eigentum  fordern,  Privateigentum  als  Institution  wird  dabei  aber  von  den
wenigsten in Frage gestellt.  Dies steht in großem Kontrast  dazu, dass durch die  weltweite  und
gewaltsame  Etablierung  des  europäischen  (Privateigentums-)Modells  eine  massive  globale
Umverteilung  von  Verfügungsmöglichkeiten  über  Ressourcen  eingeleitet  und  ermöglicht  wurde
(Bhandar 2018a; Loick 2016). Dieser Umverteilungsprozess hält bis heute an und begründet ganz
maßgeblich den materiellen Reichtum der Weißen und des globalen Nordens.
In  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  wird  die  Hegemonie  des  Eigentumsdispositivs  durch
Praktiken  des  Commonings,  d.h.  Praktiken  der  nicht-staatlich  organisierten  praktischen
Realisierung  kollektiver  Verfügung,  zumindest  mikropraktisch  herausgefordert.  Eigentums-
theoretiker*innen sehen insbesondere in diesen Praktiken Ansatzpunkte, die über die bestehende
hegemoniale Praxis des Privateigentums hinausweisen können (Bhandar 2018b: #00:14:40#; Loick
2016:  116  ff.).  Auf  Basis  (auto-)ethnographischer  Forschungsaufenthalte  nehme  ich  in  diesem
Beitrag  die  Intentionalen  Gemeinschaften  des  Kommuja-Netzwerks  in  den Blick.  Einige  dieser
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Gemeinschaften, die sich selbst als politische Kommunen bezeichnen, können als eine radikale, da
personenzentrierte Praxis des Commonings verstanden werden. Individuelle Ökonomien werden in
diesen  Kommunen  aufgelöst.  Über  die  Frage  danach,  wie  Verfügung  über  und  Verhalten  zur
Ökonomie legitim begründet wird, wird hier eine analytische Perspektive entwickelt und entlang
dieser  die  Selbst-Regulation  der  kommunitären  Ökonomien  dieser  Kommunen  diskutiert.  Ich
argumentiere dabei, dass der Modus der Begründungsaufforderung dieser mikrokommunistischen
Praktiken tendenziell grenzziehungs- und identitätskritisch wirkt.
1 Grenzziehungen des Privateigentums
Dem  Privateigentum  liegt  primär  die  Idee  zu  Grunde,  dass  individuelle  oder  juristische
Personen  über  einen  Teilbereich  („Hoheitsbreich“)  der  Welt  frei  von  externen  Interventionen
verfügen können sollen. Idealiter ruht das Privateigentum also auf der Idee,  dass Einzelne oder
Gruppen exklusiv und nutzenunabhängig über lebende, tote, bewegliche und unbewegliche Dinge
und Teile der Welt verfügen können. Dies schließt eine legitime Nicht-Nutzung oder Zerstörung von
Teilen der Welt im eigenen Hoheitsbereich mit ein (Loick 2016: 17 ff.). Idealiter deshalb, weil rein
praktisch Privateigentum an keinem Ort radikal entlang dieser Grundidee umgesetzt ist. Tatsächlich
ist  es  auch  gar  nicht  denkbar,  dass  dies  möglich  ist  –  auch  wenn  radikale  Liberale  und
Anarchokapitalist*innen dies fordern und die Funktion von Staaten auf die minimale Kernaufgabe
des  Schutzes  des  Privateigentums  reduzieren  wollen.  Es  ist  deshalb  nicht  möglich,  weil  die
Institution  des  Privateigentums  als  fundamental  a-sozial  verstanden  werden  muss.  Mit  a-sozial
meine ich dabei, dass es ein Privateigentumstitel – idealiter gedacht – Einzelnen oder einzelnen
Gruppen ermöglicht eine Grenze zu ziehen, die gleichgültig gegenüber den Effekten ist, die diese
nach außen hin hat. Die Idee des Privateigentums schafft eine Institution, die relational blind ist.
Stellen wir uns Privateigentum ohne weitere Interventionen in seine primäre Logik der individuell
nicht begründungsbedürftigen exklusiven Verfügung vor, gäbe es nichts, dass der Allgemeinheit zur
Verfügung stünde und keine Vermittlungsinstanz, die die Effekte des blinden Relationalismus des
Privateigentums abfedern könnte. Freilich kann Gesellschaft so nicht funktionieren.
Vielmehr muss die Privateigentumsordnung immer schon ko-evolutionär mit der Entstehung
von Nationalstaaten verstanden werden (Bhandar 2018a; Harris 1993). Über sie wird das relationale
Verhältnis  aller  Privateigentümer*innen  im  Hoheitsbereich  eines  Staates  und  durch
Interessenvertretung  gegenüber  anderen  Staaten  geregelt.  Unter  anderem  schützen  Staaten
Privateigentum  durch  Gewaltmittel  (Militär  und  Polizei),  intervenieren  in  den  Tausch  und  die
Schenkung  von  Eigentum  (durch  Steuern)  und  konkrete  Nutzungsmöglichkeiten  (z.B.  durch
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gesetzliche  Nutzungsbestimmungen  oder  Qualifikationsanforderungen).  Durch  Umverteilung
sorgen sie dafür, dass auch Menschen die formell zwar Privateigentümer*innen sind, tatsächlich
praktisch aber fast keine Verfügungsmöglichkeiten beanspruchen können, zu einem Mindestmaß
gesund und fähig zur Verfügung stehen, um ihre Arbeitskraft an andere verkaufen zu können. Die
Institution des Nationalstaats dient der Ermöglichung der Privateigentumsordnung selbst, indem sie
der fundamentalen A-Sozialität  der Idee des Privateigentums entgegenwirkt.  In der Privateigen-
tumsökonomie fällt es also dem Staat, formell Vermittler der Allgemeinheit der formell gleichen
Privateigentümer*innen, zu, Interventionen in Privateigentumsrechte legitim zu begründen.
Privateigentümer*innen können sich in diesem Verhältnis weiterhin passiv und desinteressiert
bezüglich  der  relationalen  Effekte  ihrer  Privateigentumszelle  verhalten.  Regulation,  d.h.  die
Vermittlung von Verantwortlichkeit,  ist  einer  vertretenden Allgemeinheit  übertragen.  Dies muss,
gehen wir davon aus, dass die Idee des Privateigentums für sich a-sozial ist, notwendigerweise so
sein. Die praktische Umsetzung der Idee des Privateigentums fußt insofern essenziell darauf, dass
sich eine positive, handlungsfähige Allgemeinheit bildet, ein kollektives Aktivum, welches durch
entsprechende  Entscheidungs-,  Handlungs-  und Gewaltstrukturen  in  der  Lage  ist  –  im Zweifel
autoritär  –  Interventionen  sowie  den  Schutz  des  Privateigentums  aller  formell  gleichen
Privateigentümer*innen durchzusetzen.
Welche Arten der Regulation und Intervention nun im Namen der Allgemeinheit durchgesetzt
werden, basiert dabei wesentlich darauf, welche partiellen Interessen von Privateigentümer*innen
verallgemeinert und im Rahmen der bestehenden Strukturen einflussreich gemacht werden können
(dazu gehören u. a. auch Medien-, Lobby- und Gewerkschaftsarbeit). In diesem Verhältnis, in dem
eine  aktive,  regulierende  Allgemeinheit  benötigt  wird,  ist  es  auch  notwendig  Bedürftigkeit  zu
verallgemeinern.  Dies ist  aber nur möglich,  wenn bestimmte Bedürftigkeitsgruppen entlang von
identitären Zuschreibungen konstruiert werden können (also eine Bevölkerung und ihre Statistik
existiert). Über Abgrenzung von Gruppen entlang bestimmter Kriterien können Interventionen in
die  Eigentumstitel  anderer  im  Sinne  von  Umverteilung  legitimiert  und  schließlich  legitim
eingesammeltes  Eigentum  entlang  der  Grenzziehungen  identitärer  Bedürfnisgruppen  umverteilt
werden.  Ein  kollektives,  handlungsfähiges  Aktivum,  wie  es  notwendigerweise  in  der
Privateigentumsordnung  impliziert  ist,  basiert  selbst  auf  identitärer  Grenzziehung  und  macht
weitere identitäre Grenzziehungen innerhalb seines Geltungsbereichs notwendig.
In einer Ökonomie, die der dem Privateigentum umgekehrten Grundidee, nämlich „alles ist
von und für alle“, folgt, dreht sich die, der Privateigentumsordnung zu Grunde liegende Richtung
der  Begründungsaufforderung  um.  Nun  muss  begründet  werden  warum  und  wie  über  etwas
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exklusiv  verfügt  werden  kann.  Politische  Kommunen  sind  dabei  ein  Spezialfall  einer  solchen
kommunitären  Ökonomie.  Sie  entwickeln  sich  innerhalb  der  Privateigentumsordnung  als
Mikropraktiken  in  denen  versucht  wird  diese  Begründungsaufforderung  ohne  verallgemeinerte,
kollektive Instanz umzusetzen. Mit ihnen kann somit einerseits die Privateigentumsordnung und die
Pluralität  gelebten  Privateigentums  selbst  besser  verstanden  werden.  Andererseits  zeigen  sich
normativ  gesehen  an  Kommunen  möglicherweise  auch  Perspektiven  die  über  das  hegemoniale
Regime des Privateigentums selbst hinaus weisen.
2 Politische Kommunen und Privateigentum
Im deutschsprachigen Raum etabliert sich seit rund 30 Jahren ein Netzwerk an Intentionalen
Gemeinschaften, in denen Privateigentum praktisch und alltäglich anders gelebt wird. In einigen der
rund 40 politischen Kommunen des Kommuja-Netzwerks, das sich explizit als anti-kapitalistisch
und anti-autoritär verortet (Kommuja 2018), wird Privateigentum maximal umfassend kollektiviert.
In diesen Kommunen, die aktuell maximal eine Größe von knapp 100 Personen erreichen, wird
sowohl  über  die  alltäglichen  Einkünfte  aus  Kollektiv-  oder  Lohnarbeit,  als  auch  über  das
Gesamtvermögen der beteiligten Kommunard*innen gemeinsam verfügt. Das besondere an diesen
Kommunen gegenüber anderen Kommunen des Netzwerks (bspw. Genossenschaften) ist, dass dort
jede*r Kommunard*in bei Eintritt in die Kommune ihren Anspruch auf eine individuelle Verfügung
der während der Mitgliedschaft oder bei Eintritt eingebrachten ökonomischen Werte (materiell und
immateriell)  unwiederbringlich  abtritt.  Kommunard*innen  können  aus  diesen  Kommunen  zwar
wieder austreten, doch verbleibt das eingebrachte Positiv- oder Negativvermögen in der Kommune.
Dabei  hat  es  sich  als  „good  practice“  in  diesen  Kommunen  erwiesen,  individuell  und
bedürfnisorientiert  informelle  Ausstiegsverträge  zwischen  der  Kommune  und  allen  ihren
Mitgliedern  abzuschließen.  In  diesen  Verträgen  wird  geregelt  was  eine  Person  im  Falle  ihres
Austritts für den Neustart in der individualisierten Privateigentumsökonomie an materiellen und
finanziellen  Mitteln  benötigt  und  aus  der  Kommune  mitnehmen  kann  (FN#1:  14)1 (vgl.  die
Publikationen des Netzwerks: Kollektiv Kommunebuch 1996; Kommuja 2014). 
Ideell gesehen und oft in Grundsatzprogrammen vereinbart (z.B. Kommune Niederkaufungen
1983),  gehört  in  solchen  Kommunen  alles  allen.  Das  heißt  alle  Kommunard*innen  in  solchen
Kommunen bekennen sich dazu über die Kommune-Ökonomie umfassend gemeinsam zu verfügen.
Im Unterschied zu Besetzungen,  bei  denen mit  der Privateigentumsordnung dadurch gebrochen
wird,  dass  ein  durch  die  Rechtsordnung gegebener  Privateigentumstitel  Dritter  nicht  anerkannt
1 FN#: ethnographische Feldnotizen des Autors; INT#: Interviews mit Kommunard*innen, geführt vom Autor.
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wird,  wird  in  diesen  Kommunen die  Privateigentumsordnung  gewissermaßen gegen  sich  selbst
genutzt. Gerade der individuelle, nicht-begründungsbedürftige Freiheitsbereich des Privateigentums
wird hier mit anderen geteilt und in kollektives Privateigentum überführt. Die Rechtsform dieser
kollektiven Verfügung der Kommunen ist meist der Verein. Je nach Alter, Lage, und ökonomischer
Strategie der Kommunen besitzen sie eigene Häuser und Grundstücke, mieten zum Teil aber auch
Häuser und Wohnungen.
Das  gemeinsame  Bekenntnis  zum  kollektivierten  Privateigentum  ist  im  Rahmen  der
Einbettung in die Privateigentumsökonomie und der gegebenen rechtsstaatlichen Interventionen in
Privateigentumstitel praktisch höchst kompliziert. Vereinsstrukturen und das Vertragswesen ziehen
beispielsweise bestimmte individuelle Haftbarkeiten nach sich (FN#1: 16). Auch machen es die
Anforderungen der nicht-kommunitären Privateigentumsökonomie und ihre staatliche Regulierung
notwendig,  juristisch-formell  bestimmte  ökonomische  Trennungen  zwischen  den  Mitgliedern
aufrecht  zu  erhalten  (FN#1:  30).  Es  wäre  zum Beispiel  mit  sehr  großen  Einschränkungen  der
Handlungsfreiheit einzelner erwachsener Personen verbunden, wenn sie formell kein eigenes Konto
besitzen würden.
Informell  jedoch  sehen  Kommunard*innen  umfassend  von  eben  diesem  individuellen
Verfügungsrecht ab. Der Bruch der Kommunard*innen mit der Privateigentumsordnung in diesen
Kommunen  richtet  sich  insofern  nicht  gegen  andere,  sondern  gegen  sich  selbst  als
privateigentumsförmige,  individuelle  Eigentumssubjekte.  Dabei  gibt  es  keine  Möglichkeiten  für
Kommunemitglieder  zu  überprüfen,  ob  eine  Person  wirklich  ihr  gesamtes  Vermögen  einbringt.
Sowohl der informelle (weiterhin formell individuelles Eigentum, das informell gemeinsam genutzt
wird),  als  auch  formelle  Teil  (Privateigentum  einer  juristischen  Person)  der  gemeinsamen
Ökonomie  dieser  Kommunen  basiert  damit  wesentlich  auf  Vertrauen.  Mit  diesem  Selbst-
Commoning, das an der Institution des Privateigentums als Kerninstitution individueller Verfügung
selbst ansetzt, geht auch eine Verschiebung der für die Privateigentumsökonomie charakteristischen
Richtung der Begründungsaufforderung innerhalb dieser politischen Kommunen einher.
3 Begründungsaufforderung in politischen Kommunen
Die Idee „alles ist von allen und für alle“, heißt umgekehrt, dass idealerweise nichts alleine
für Einzelne oder partikuläre Gruppen ist. In der kommunitären Ökonomie ist es also umgekehrt zur
Privateigentumsökonomie begründungsbedürftig,  wenn Einzelne oder partikuläre Gruppen etwas
auf  legitime  (d.h.  in  diesem  Fall:  von  den  anderen  geduldet,  s.u.)  Weise  exklusiv  für  sich
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beanspruchen  oder  beanspruchen  wollen.  Grundsätzlich  sind  sehr  unterschiedliche  Arten  und
Weisen vorstellbar (und haben historisch existiert), wie eine solche soziale Grundlogik praktisch
umgesetzt werden kann. Es ist denkbar, dass eine kommunitäre Ökonomie durch zentrale Instanzen,
d.h.  wie  auch  in  der  Privateigentumsökonomie,  durch  ein  regulatives  Aktivum gesteuert  wird.
Dieses könnte sich entlang von Charisma (z.B. spirituelle Führung), identitärer Machtpositionen
(z.B. patriarchal-autoritär) oder auch durch staatsähnliche oder -gleiche Zwangsinstitutionen und
Planungskommissionen bilden. In einer zentral regulierten kommunitären Ökonomie würde dann
durch autoritäre oder charismatische Instanzen entschieden und im Zweifel durch Zwang gesteuert,
wer was bekommen und nutzen kann und wer was und wie viel  zur  kommunitären Ökonomie
beitragen  muss.  Die  Deutsche  Demokratische  Republik,  in  der  Privateigentum  auf  einen  sehr
kleinen intimen Bereich beschränkt blieb und alles was darüber hinaus ging zentral geplant wurde,
ist ein Beispiel für eine solche autoritär orientierte kommunitäre Ökonomie (vgl.: Roesler 2011).
Der ideelle Wunsch politischer Kommunen, eine kommunitäre Ökonomie anti-autoritär und in
diesem Sinne ohne eine aktiv verallgemeinernde Verteilungsinstanz zu realisieren, sagt freilich über
die konkreten praktischen, von Macht durchzogenen Verfügungsmechanismen in diesen Kommunen
noch  nichts  aus.  Allerdings  hat  dieses  Bekenntnis  zur  anarchistischen  Kommune  durchaus
praktische Relevanz und Wirksamkeit.  Institutionen wie Konsensprinzip und starke, individuelle
Vetorechte  sind  in  diesen  Kommunen  aus  eben  diesem  Grund  als  formelle  Grundlagen  der
Regelung von Verfügung institutionalisiert.  Auch ist  die relativ  geringe personelle  Größe dieser
Gemeinschaften  wesentlich  auf  die  Befürchtung  von  Kommunard*innen  zurückzuführen,  dass
größere Kontexte aktiv regulative Instanzen mit  politischen Eliten und Strukturen des Ein-  und
Ausschlusses nötig machen würden (FN#1: 39, FN#2: 15). Ob dies so sein müsste, bleibt spekulativ.
Tatsache ist, dass alle Kommunard*innen auf die autoritären und rechtsstaatlichen Strukturen der
Privateigentumsökonomie im Zweifel zurückgreifen (z.B. bei gewaltsamem oder starken deviantem
Verhalten) und im Falle unlösbarer Konflikte auch ihre Kommunen wieder verlassen können. 
Die Exit-Option und die Stabilität an Erwartbarkeit, die aus den rechtsstaatlichen Strukturen
der  Privateigentumsökonomie  resultiert,  müssen  insofern  als  eine  elementare  Bedingung  dafür
gesehen werden, dass die Entwicklung der alternativen Praxis von Kommunen überhaupt in dieser
Art  und  Weise  möglich  ist.  Sie  ermöglichen  Freiwilligkeit  und  schaffen  eine  Basis  zum
Experimentieren.
Entlang des gemeinsam geteilten Bekenntnisses zur anti-autoritären kommunitären Ökonomie
ist  es  ein  wesentlicher  Aspekt  dieses  Experimentierens,  dass  versucht  wird  die  Richtung  der
Begründungsaufforderung,  nämlich,  dass  individuelle  oder  partikuläre  Verfügung
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begründungsbedürftig ist, als Selbst-Regulativ umzusetzen. Das Aktivum der Begründung liegt in
diesen  Kommunen  bei  Einzelnen  und  einzelnen  Gruppen innerhalb  der  Kommunen  selbst.  Sie
müssen sich immer wieder aktiv zur Ökonomie, d.h. zu allen anderen und sich selbst als Teil der
Ökonomie positionieren.
Aktivierung der Einzelnen
Angestoßen durch meine Fragen in einem Interview, kommt es beim Abendessen zu einer
Diskussion darum, wer sich was wie in der Kommune leistet, leisten kann und leisten will. Die von
mir  nachmittags  interviewte  Kommunardin  meint  sie  hätte  eigentlich  gerne  einen  neuen
Wintermantel und nicht das alte Zeugs, das es hier gibt – und überhaupt einen schönen Urlaub hätte
sie auch gerne schon lange mal wieder gemacht. Sie widerspricht mir, als ich einwerfe, dass sich
Kommunard*innen,  dadurch  dass  sie  teilen,  doch  eigentlich  recht  viel  leisten  könnten.  Ihr
Empfinden ist ein ganz anderes (FN#5: 31).
Ein  generelles  Vorurteil  von  durch  die  Privateigentumsordnung  geprägten  Menschen
gegenüber der Idee kollektiver Verfügung ist, dass sich dort alle gehen lassen und niemand arbeiten
würde. Meine Erfahrung mit Kommunard*innen ist eine ganz andere. Kommunard*innen klagen
ebenso über ein zu hohes Arbeitspensum, wie Menschen die eine individuelle Ökonomie leben.
Insbesondere für Neukommunard*innen scheint es schwierig zu sein, sich individuell etwas raus zu
nehmen, oder sich raus zu nehmen. Schon mir als Kommunegast ging es so, als ich ein paar Tage
nur am Computer saß und mich darüber hinaus nicht am Kommuneleben beteiligte. Dies hat sich
bei mir, so wie es auch bei Kommunard*innen immer wieder vorkommt, als ein Gefühl von Schuld
gegenüber  den  anderen  ausgedrückt  (FN#2:  18;  INT#9:  Z.  160  ff.,  INT#12:  Z.  274  ff.).  Der
eigentliche Wortsinn von „privat“, nämlich „geraubt“ (von lat. privare), scheint in Kommune viel
eher eine implizite Wirksamkeit der Selbststeuerung zu entfalten.
Denn  die  Grundposition  „alles  ist  von  allen“  bei  gleichzeitiger  Ablehnung  einer  formell
regulativen Instanz, fungiert als implizite und explizite Ansprache Einzelner oder einzelner Gruppen
(z.B. Kleinfamilien oder WGs innerhalb von Kommunen), sich damit auseinanderzusetzen, was sie
brauchen  und  beitragen  können  und  wie,  beziehungsweise  wie  und  warum  nicht.  Will  eine
Kommunardin,  wie hier angedeutet,  einen teuren oder aufwändigen Urlaub machen, muss sie –
gesetzt den Fall, dass es Einwände dagegen gibt – begründen warum dies für sie sinnvoll ist, warum
es für sie also begründet ist,  dass sie diesen Urlaub exklusiv verbrauchen will.  Dabei zeigt das
Beispiel  des  Urlaubswunschs  den  Doppelcharakter  dieser  Begründungsaufforderung.  Die
Begründungsaufforderung richtet  sich  nicht  nur  an das  zunächst  näher  liegende Begründen des
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exklusiven Konsums (Gebrauch,  Verbrauch)  von Dingen,  sondern auch an die  Begründung des
Sinns von Tätigkeiten die zur Ökonomie beitragen oder eben nicht. Fährt die Person nämlich in
Urlaub gibt sie ja nicht nur (mehr) Ressourcen der gemeinsamen Kasse aus, sondern sie wird auch
in dieser Zeit nicht zur Ökonomie beitragen. Und auch in Bezug auf das Beispiel des Wintermantels
lässt sich dieser Doppelcharakter zeigen. Dieser muss irgendwie zur Verfügung stehen können, also
entweder  bezahlt,  beschafft  oder  gemacht  werden.  Die generelle  Dynamik der  Aufforderung an
Kommunard*innen ihr Verhalten zur gemeinsamen Ökonomie zu begründen, stellt damit nicht nur
eine Ansprache dar, die Nutzung von Dingen und ökonomischen Ressourcen zu begründen, sondern
muss allgemeiner verstanden werden. Sie entfaltet sich als Dynamik, die individuelles Verhalten
und das Verhalten partikulärer Untergruppen in generellerer Weise begründungsbedürftig macht.
Die  Kommunardin  hier  in  diesem Beispiel,  hatte  diese  Ansprache  zur  Selbst-Begründung
zunächst nur mit sich selbst verhandelt und damit wohl auch versucht den Gefühlen von Schuld
oder einem möglichen Konflikt um die von ihr gewünschte Inanspruchnahme des Gemeinsamen
vorzubeugen. Sie wollte sich verantwortlich gegenüber der Kommune verhalten und hatte ihrem
Wunsch auf eine bestimme Art und Weise (Neukauf) zu individualisieren zunächst präventiv zurück
gestellt.  Die  Begründungsaufforderung an alle  Einzelnen war bei  ihr  in  Bezug auf  diese Frage
insofern als ein inneres Regulativ aktiv. Dabei wurde dann erst durch die Kommunikation ihres
Wunsches deutlich, dass ihr Urlaubswunsch gar nicht als unverantwortliches Verhalten interpretiert
wird.
Nicht jedes Individualisierungsverhalten in Kommune muss konfliktreich sein. Tatsächlich,
praktisch hängt es sehr von der Vermögens- und Geldsituation einer Kommune und den konkreten
Personen ab, die eine Ökonomie miteinander teilen, welche Aspekte des Verhaltens in den Fokus
rücken,  was  als  legitimes  „Privatisieren“  begriffen  wird  und  was  nicht.  Letztlich  kann  aber
theoretisch  jede  Tätigkeit  oder  Veränderung  der  Gruppenzusammensetzung  durch  veränderte
Anwesenheiten, Besuche, und natürlich neue Kommunard*innen als ökonomie- und damit für alle
potenziell  als  diskussions-relevant  gelten.  Eher  selten  bis  gar  nicht  drehen  sich  Konflikte  um
vermeintliche Lappalien – wie dies oft in WGs der Fall ist, z.B. ob teureres Essen im Supermarkt
gekauft wird oder die Küche sauber ist. Zuspitzungen von Konflikten entspannen sich in größeren
Kommunen vor allem um in der bürgerlichen Gesellschaft  höchst intimisierte Bereiche, so zum
Beispiel wer wie viel Lohnarbeit macht und machen kann (FN#1: 4, 14 ff., 44 ff.) oder gar ob ein
Paar in der Kommune ein weiteres Kind bekommen kann (FN#2: 4). Indem Kommunard*innen von
sich ausgehend ihre Position zur gemeinsamen Ökonomie bis in höchst intimisierte Bereiche hinein
immer wieder zu- und miteinander begründen und im Falle eines Konflikts, d.h. dann, wenn sie eine
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Aktivität oder Nutzung legitim verfolgen wollen, andere dies aber nicht wollen, begründen müssen,
wird allen Beteiligten in viel stärkerem Maße deutlich, welche gegenseitigen, relationalen Effekte
individualisierendes Verhalten hat. In diesem Sinne kann auch gesagt werden, dass Kommune der
mühevolle  Versuch  verantwortlichen  Handelns  gegenüber  konkreten  Anderen  ist.  Mühevoll
deshalb, da es auch sein kann, dass Situationen entstehen in denen keine Lösung für einen Konflikt
gefunden wird.  Oft  verlassen Kommunard*innen dann die  Kommune oder  leben als  stille  Mit-
Kommunard*innen in der Kommune weiter (FN#2: 14, 64).
Ressourcen und Strategien
Verglichen zu einer auf einer regulativen Instanz beruhenden Ökonomie, regeln in politischen
Kommunen auch andere Ressourcen und Strategien die Möglichkeiten des individuellen Verfügens
über  eigene  Aktivitäten  und  Dinge.  Eine  grundlegende  Änderung  ist,  dass  es  Einzelnen  nicht
dauerhaft möglich ist, sich gar nicht an den Begründungsdebatten zu beteiligen. Individuelle soziale
Passivität  mag  für  eine  Zeit  möglich  sein,  doch  langfristig  ist  ein  gewisses  Maß  der  aktiven
kommunikativen Beteiligung an den Kommune-Debatten unerlässlich (z.B. FN#1: 42). Verfügung
wird hier insbesondere auch über Beteiligungsmöglichkeiten und Beteiligungsverhalten reguliert.
Formal ist zwar das Plenum der Ort der Vermittlung der jeweiligen Begründungen, informell aber
wird eigentlich ständig über Kommune geredet. Beim Abendessen wie in obigem Beispiel, im Zug
oder in der Raucher*innenecke. Insbesondere zwischen Kommunard*innen, die in der Kommune
tätig  sind  und  solchen,  die  außerhalb  Lohnarbeiten  gehen,  gibt  es  um  die  konkreten
Beteiligungsmöglichkeiten einzelner Kommunard*innen immer wieder Konflikte (vgl.: Kommuja
2014).
Qualitativ fußt die legitime Durchsetzung von partikulären Interessen in der Kommune dabei
auf  der  individuellen  Befähigung,  Bedürfnisse  und  mögliche  Strategien  ihrer  Erfüllung  zu
formulieren  und  diese  begründet  vor  Anderen  vertreten  zu  können.  Verallgemeinerung  von
Interessen oder Bedürfnissen strukturiert hier also – wie auch in der Privateigentumsökonomie – die
Möglichkeit zur Verfügung. Allerdings muss sie in diesen Kommunen von den Betroffenen selbst
verallgemeinert  werden.  Dabei  stellt  die  Fähigkeit  zur  Selbstreflexion  und  deren  kommune-
öffentliche  Artikulation  eine  der  wichtigsten  Ressourcen  dieses  Verfügen-Könnens  und  der
Realisierung  von  Interessen  dar.  Auch  müssen  Kommunard*innen  bereit  und  befähigt  sein,
Konflikte die zum Teil  sehr intimisierte Angelegenheiten betreffen, auszuhalten und trotz dieser
weiterhin  miteinander  im  Gespräch  zu  bleiben.  Diese  Ressourcen  müssen  dabei  einerseits  als
individuelle Möglichkeiten der Erreichung individueller Wünsche und Ziele gesehen werden und
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strukturieren damit auch Privilegierung in der Kommune. Andererseits sind sie aber gleichzeitig
auch eine der Ermöglichungsbedingungen, dass überhaupt ohne eine aktiv regulative Instanz Selbst-
Regulation möglich ist.
Grenzziehungen
Die  Ansprache  zur  Selbstreflexion  und gegenseitigen  Mitteilung  durch  diesen  Modus  der
Begründungsaufforderung  bleibt  nicht  ohne  Wirkung  auf  die  Selbstverständnisse  von
Kommunard*innen.  Auch die  Grenzziehungen entlang derer  vereinzelt  wird,  werden tendenziell
selbst  zum  Gegenstand  von  Begründungsnotwendigkeit.  Das  heißt  die  Notwendigkeit  der
Selbstreflexion,  die  im  Zusammenspiel  mit  allen  auch  als  eine  permanente  „Spiegelung“  von
Kommunard*innen empfunden wird, ermöglicht es einerseits und macht es nötig andererseits, dass
Kommunard*innen sich immer wieder zu sich selbst distanzieren. Natürlich betrifft das immer nur
ausgewählte Aspekte der eigenen Praktiken und Identität und hängt ganz entscheidend eben davon
ab, wie Mitkommunard*innen das Verhalten der anderen in Frage stellen. So kann es sein, dass eine
Kleinfamilie in einer Kommune begründen muss, warum sie einen eigenen Wohnbereich für sich
beanspruchen möchte, in einer anderen nicht. Wird sie dazu aufgefordert dies zu tun, ist dabei aber
auch ihr Status als Kleinfamilie selbst zu begründen. Die Personen dieser Familie müssen sich die
Frage stellen was es heißt Familie zu sein und warum sie diesen eigenen Bereich benötigt.  Im
Durchlaufen von solchen Prozessen wird sich das Verständnis der Familie von sich selbst ändern –
bis hin, ich habe es oben bereits einmal kurz erwähnt – zu dem Punkt, dass Entscheidungen für
Kinder  nicht  mehr exklusiv getroffen werden.  Kleinfamilie  hört  auf Kleinfamilie  zu sein,  ohne
jedoch gar nicht mehr Familie sein zu können (vgl.: INT#7: Z. 65 ff.).
Dabei liegt dieser Dynamik der individuellen Begründungsaufforderung auch zu Grunde, dass
von Einzelnen kein genereller Anspruch auf Verallgemeinerung abgleitet werden kann. Es kommt
also durchaus vor, dass einer Person das verwehrt wird, was anderen Personen erlaubt war (FN#2:
25). Das Aktivum bei den Einzelnen zu verorten heißt weder, dass alle den gleichen Zugriff auf das
kollektivierte  Privateigentum  einer  Kommune  in  Anspruch  nehmen  oder  in  Anspruch  nehmen
können, noch dass allen die gleichen Aktivitäten möglich wären. Es heißt weder,  dass egalitäre
Strukturen  die  Entscheidungsprozesse  und  die  Bedeutung  regeln,  die  den  Begründungen  von
anderen zugemessen wird, noch, dass nicht auch längerfristige implizite Verallgemeinerungen hinter
dem „Rücken“  der  Kommunard*innen Verfügung strukturieren.  Der  von mir  hier  beschriebene
Modus muss vielmehr als eine zentrale Tendenz der praktischen Ansprache von Kommunard*innen,
nicht aber als totale Perspektive der anti-autoritär orientierten, kommunitären Ökonomie verstanden
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werden. Die Situationalität der Bewertung die dieser Tendenz der Begründungsaufforderung folgt
kann einerseits  ein mögliches Einfallstor für Willkür und Gewalt sein. Andererseits stellt  genau
diese  Ungleichwertigkeit  der  Bewertung  eine  grundlegend  identitätskritische  und
grenzziehungskritische Positionierung dar. Grenzen und deren Identitätsstiftungen stehen in einer
solchen Ökonomie  zentral  im Fokus und werden als  Teil  der  Funktionsweise  dieser  Ökonomie
immer wieder neu verhandelt.
4 Jenseits des Privateigentums?
Ein  großer  Widerspruch  in  der  Praxis  politischer  Kommunen  ist,  dass  sie  sich  selbst  als
Intentionale Gemeinschaften über den Einschluss in die kommunitäre Ökonomie und eine gewisse
Kommune-Identität abgrenzen. Wenn ihre Idee ist, dass alles von allen sein solle, warum sollte dann
eine  Kommune  kollektive  Privateigentumsgemeinschaft  sein?  Müssten  sich  diese  Kommunen
konsequenterweise nicht über sich hinaus vergrößern?
Ob  die  von  mir  beschriebenen  Begründungsdynamiken  auch  in  einem  größeren  Kontext
verwirklicht werden können, bleibt fraglich. Bisher jedenfalls ist die kommunitäre Ökonomie der
Kommunen stark an persönliche, interpersonale Beziehungen geknüpft. Um eine Ökonomie ohne
allgemeine regulative Instanz transpersonal zu verwirklichen, müsste es aus meiner Sicht darum
gehen, das Kommune-Kollektiv, wie in den von mir hier beschrieben Mikrokommunismen, als ein
passives Kollektiv zu bewahren. Es wäre dann nur die Struktur der Vermittlung von Begründungen
Einzelner (Teile) und reduziert auf die Funktion einer Veto-Instanz. Selbst-Distanzierung und ein
gewisser souveräner Umgang mit Grenzziehungen würden eine solche Kommune erst ermöglichen,
dabei  aber  auch  für  die  Strukturierung  der  Möglichkeiten  Verfügung  zu  individualisieren  eine
zentrale Rolle spielen.
Wie  Bhandar  (2018a:  184)  vermerkt,  können  solche  marginalen  Gemeinschaftspraktiken,
durch  die  Privateigentum  praktisch  anders  gelebt  wird,  als  ein  Ausdruck  der  gegebenen
hegemonialen  Verhältnisse  gelesen  werden.  Die  politischen  Kommunen  sind  so  gesehen  nicht
gegen-hegemoniale  Praktiken,  sondern  nur  ein  Teil  des  Möglichkeitsraums  der
Privateigentumsökonomie. Die Konformität der Kommunen mit der Privateigentumsordnung, ihre
Größe und die Wichtigkeit,  die die Option des Kommune-Ausstiegs für die konkrete Praxis der
Kommunen  hat,  spricht  für  diese  Sichtweise.  Ob  Teilelemente  der  Praxis  der  beschriebenen
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